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5A_576/2023, Urteil vom 08.03.2024  
Beschwerde gegen den Beschluss des Obergerichts des Kantons Zürich, I. Zivilkammer, 

vom 3. Juli 2023 (LE210044-O/Z13) 

 

Art. 1 ff. AnwGebV; Entschädigung als unentgeltliche Rechtsvertreterin. 

Strittig ist die Höhe der Entschädigung der Beschwerdeführerin als unentgeltliche 

Rechtsvertreterin. Die Entschädigung richtet sich im Kanton Zürich nach der AnwGebV. 

Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung ist es zulässig, für das Honorar der 

unentgeltlichen Rechtsvertretung Pauschalen vorzusehen. Dabei werden alle prozessualen 

Bemühungen zusammen als einheitliches Ganzes aufgefasst. Der effektive Zeitaufwand wird 

lediglich im Rahmen eines allenfalls anwendbaren Tarifansatzes berücksichtigt. Falls mit 

Blick auf den gesetzten Rahmen erkennbar wird, dass der geleistete Aufwand auch nach 

einem Minimalansatz von Fr. 180.– zu einer Entschädigung führt, die über das Mass dessen 

hinausgeht, was für Fälle der betreffenden Art üblicherweise als geboten und damit 

entschädigungspflichtig angesehen wird, liegt es deshalb an der unentgeltlichen 

Rechtsvertretung, von sich aus oder gegebenenfalls auf gerichtliche Aufforderung hin 

darzulegen, inwiefern zur gehörigen Erledigung des Mandats ein solcher Aufwand 

erforderlich war. Allein die Auflistung von Aufwandspositionen in der Honorarnote ist hierfür 

nicht ausreichend, sondern es ist aufzuzeigen, inwiefern im konkreten Fall den Rahmen des 

Üblichen sprengende Aufwendungen notwendig waren. 

 

Vorliegend erscheint einerseits der für ein Rechtsmittelverfahren geltend gemachte 

Honoraranspruch unüblich hoch. Andererseits ist die zugesprochene Entschädigung 

gemessen am in der Honorarnote vom 12.10.2022 ausgewiesenen Zeitaufwand 

ausgesprochen tief. Dass eine Entschädigung der unentgeltlichen Rechtsvertretung auf der 

Basis eines Stundenhonorars von Fr. 68.85 den verfassungsmässigen 

Mindestanforderungen nicht genügt, bedarf keiner weiteren Erläuterungen. 

 

Nachdem die Beschwerdeführerin (ausführlich) begründet hatte, weshalb ihr Zeitaufwand 

notwendig gewesen sei, wäre der geltend gemachte Zeitaufwand auf seine effektive 

Notwendigkeit hin zu überprüfen oder aber darzulegen gewesen, weshalb für das 

Rechtsmittelverfahren im konkreten Fall 54,5 Stunden (Stundenansatz Fr. 220.–) bzw. 66,7 

Stunden (Stundenansatz Fr. 180.–) genügt hätten. Den Erwägungen des Obergerichts ist 

zwar implizit zu entnehmen, dass es die in der Honorarnote ausgewiesenen 174,3 Stunden 

als übersetzt bzw. nicht erforderlich erachtet. In ihrer Beschwerdeschrift erwähnt die 

Beschwerdeführerin aber nebst der Berufung selbst elf Rechtsschriften mit Datum, was den 

in ihrem Schreiben vom 13.10.2022 genannten zwölf Rechtsschriften entspricht, die sie 
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jedenfalls teilweise auf Aufforderung des Obergerichts hin verfasst und eingereicht hatte. Zu 

diesen äussert sich das Obergericht nicht im Einzelnen, sondern subsumiert diese pauschal 

unter die «diversen, im Verlaufe des Berufungsverfahren gemachten Eingaben», die nebst 

der angeblich knapp zehnstündigen Vergleichsverhandlung mit einem Pauschalzuschlag von 

Fr. 4000.– abgegolten sein sollen. Gemessen an einem Stundenansatz von Fr. 220.– (Fr. 

180.–) hat das Obergericht mit diesem Betrag einen Zeitaufwand von 18,2 (22,2) Stunden 

entschädigt. Inwiefern dieser für eine mehrstündige Vergleichsverhandlung und elf weitere 

Rechtsschriften genügen könnte, leuchtet zumindest auf Anhieb nicht ein. Das Obergericht 

äussert sich mit keinem Wort zur Notwendigkeit dieser Rechtsschriften. Ausserdem verweist 

die Beschwerdeführerin auf mehrere, während des oberinstanzlichen Verfahrens 

vorgefallene Umstände, die sie zur Einreichung von Rechtsschriften veranlasst haben sollen. 

Für den Fall, dass diese Vorkehren notwendig gewesen sein sollten, ist nicht ersichtlich, 

dass die Beschwerdeführerin den Anforderungen der Verfassung entsprechend korrekt 

entschädigt worden sein soll. Der angefochtene Entscheid ist daher aufzuheben und die 

Sache an das Obergericht zurückzuweisen, damit es die Vorkehren der Beschwerdeführerin 

auf ihre Notwendigkeit hin prüft und gegebenenfalls das Honorar neu festsetzt. 
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